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Achte Plenarſitzung vom 11 . Mai .

Ein Abgeordneter ſtellte und begründete den Antrag :

„ Die Generalſynode möge die höchſte Staats

„ regierung bitten , den von Seiner Königlichen

„ Hoheit dem Großherzog für die Generalſynode

„ ernannten Präſidenten als

„ und oberbiſchöflichen Commiſſär anzuerken —

nen “

Die Begründung dieſes Antrags geht zuerſt zurück auf die

in demſelben Betreff ſtattgehabten Verhandlungen der General —

ſynode vom Jahre 1834 ( confer . Bericht der VI . Commiſſion

landesherrlichen

und höchſte Sanction vom 26. Mai 1835 . pos . 30). Es wird

unter Anderm bemerkt :

Der Fürſt als Landesherr hat das Recht , allen öffent

lichen Verſammlungen irgend welcher Kirchengemeinſchaft des

Landes eine Commiſſion beizugeben , vermöge des im Hoheits —

rechte begründeten Aufſichtsrechtes . Die Befugniß wie die

Pflicht dieſes landesherrlichen Commiſſärs beſteht darin : von

allen Verhandlungen , Anträgen und Beſchlüſſen ſolcher Ver

ſammlungen Kenntniß zu nehmen , um Sorge tragen zu kön

nen , daß das allgemeine Staatsrecht und Staatsintereſſe ge —

wahrt werde , ne quid detrimenti res ꝓublica capiat . An den

innern kirchlichen Angelegenheiten hat aber der nur landes —



herrliche Commiſſär keinen mitwirkenden Antheil zu nehmen ; er

übt nur das landesherrliche Aufſichtsrecht mit veto und placet .

Der Landesherr kann dieſen landesherrlichen Commiſſär der

beigeben ohne Rückſicht auf die Confeſſion

ie Rechte keiner Kirche dürfen durch ihn
Synode einer Kirche

des Commiſſärs . D

beeinträchtigtnoder verletzt werden

Die Großherzoge von Baden ſind aber nicht blos vermög

der Vereinigungsurkunde , ſondern auch vermöge angeerbten Rechtes

oberſte Biſchöfe der evangeliſch - proteſtantiſchen Landeskirche , je⸗

doch nach den ausdrücklichen Erklärungen früherer Markgrafen

und namentlich des Großherzogs Carl Friedrich , höchſtſeligen

Andenkens , nicht vermöge des Territorialrechtes , ſondern als

erſte und fürnehmſte Mitglieder der Landeskirche , an welche

das biſchöfliche Recht zur Zeit der Reformation übergegangen

iſt

Als Oberlandesbiſchof hat deshalb der Großherzog auch das

Recht , ſeinen oberbiſchöflichen Commiſſär der Synode beizuge —

ben. Die Stellung dieſes oberbiſchöflichen Commiſſärs iſt aber

ſeinen Befugniſſen und Rechten eine weit ausgedehntere

Generalſynode , als die des landesherrlichen Commiſſärs .

Er hat nämlich die Befugniß und Pflicht , die Rechte des

Oberbiſchofs zu üben und zu wahren , nicht nur vermöge des

Aufſichtsrechts mit veto und placet , ſondern durch ſeine mit —

wirkende Theilnahme . Dieſer oberbiſchöfliche Commiſſär muß

nun ein Glied der evangeliſch - proteſtant . Landeskirche ſeyn ; ſeine

zefugniß iſt , nach den dargeſtellten poſitiven

Beſtimmungen des badiſchen Staats - und Kirchenrechts eine

ausgedehntere , umfaſſendere , als die eines nur landesherrlichen

Commiſſärs .
Somit erſcheint der obengedachte Antrag als wohlbegrün —

det , und wird der Synode zur Beachtung empfohlen .

Stellung und B

d

*) Conf. Erklärung des Markgrafen Carl Friedrich , erlaſſen an

˖ hshofrath , sub . §. 61. , und Moſer , Zuſätze zum Staatsrecht ,

Bd. I. Seite 835. — Ueber das biſchöfliche Recht in der evangeliſchen

Kirche Deutſchlands im 61ſten Heft der Jahrbücher über preußiſche Geſetz —

gebung
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Derſelbe wurde unterſtützt , und von der Synode zur Be

gutachtung an die erſte Commiſſion verwieſen

Die noch übrige Zeit dieſer Sitzung wurde dem Vortrage

über eingelaufene Eingaben und dem Berichte über mehrere

kirchliche Fonds gewidmet
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